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Die vom Bundesumweltminis-

terium im Jahr 2010 deklarier-

ten Sicherheitsanforderungen 

für die Endlagerung wärme-

entwickelnder radioaktiver Ab-

fälle1 entsprechen heute noch 

weitgehend dem Stand von 

Wissenschaft und Technik 

und sollten nur in Teilen über-

arbeitet und konkretisiert wer-

den. In dieser Einschätzung 

waren sich die zu einer öffent-

lichen Anhörung der Kom-

mission Lagerung hoch radio-

aktiver Abfallstoffe (Endlager-

kommission) am 19. Novem-

ber 2015 geladenen Experten 

einig, betont die Pressestelle 

des Deutschen Bundestages in 

ihren Parlamentsnachrichten. 

Im Rahmen eines künftigen 

Genehmigungsverfahrens für 

ein Endlager werde die zu-

ständige Behörde prüfen müs-

sen, ob die Schadensvorsorge 

nach dem Stand von Wissen-

schaft und Technik durch den 

Vorhabenträger getroffen wur-

de, erklärte Peter Hart, Leiter 

der Unterabteilung Reaktorsi-

cherheit (RS) III „Nukleare 

Ver- und Entsorgung“ im 

Bundesministerium für Um-

welt, Naturschutz, Bau und 

Reaktorsicherheit. Für diese 

Prüfung sollen die Sicherheits-

anforderungen konkretisiert wer-

den, betonte er. Gleichzeitig 

stellten sie auch die Anforde-

rungen für die periodischen 

Sicherheitsüberprüfungen dar. 

Für das Standortauswahlver-

fahren könnten die Sicher-

heitsanforderungen jedoch kei-

ne Antwort geben, sagte der 

BMU-Vertreter. Sie seien den-

noch für das Verfahren nicht 

irrelevant, weil die Genehmi-

gungsfähigkeit eines Endla-

gers an allen infrage kommen-

den Standorten erwartbar sein 

müsse. 

Barbara Reichert, Vorsitzende 

des Ausschusses Endlagerung 

radioaktiver Abfälle (EL) der 

Entsorgungskommission (ESK) 

1 Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicher-

heit, anonyme Autoren: Sicher-

heitsanforderungen an die End-

lagerung wärmeentwickelnder ra-

dioaktiver Abfälle, Stand 30. Sep-

tember 2010,  

http://www.bmub.bund.de/filead

min/bmu-

import/files/pdfs/allgemein/applic

ation/pdf/sicherheitsanforderunge

n_endlagerung_bf.pdf  

regte an, die in den Sicher-

heitsanforderungen enthaltene 

Regelung der vereinfachten 

radiologischen Langzeitaussa-

ge zu ändern. In der jetzigen 

Form seien in den Sicher-

heitsanforderungen keine ge-

naueren Vorgaben zur verein-

fachten radiologischen Lang-

zeitaussage enthalten. Hier be-

stehe eindeutig Bedarf für eine 

Konkretisierung, etwa in Form 

von Leitlinien, meinte sie. Bei 

den in den Sicherheitsanforde-

rungen enthaltenen Wahrschein-

lichkeitsklassen, die von wahr-

scheinlichen, weniger wahr-

scheinlichen und unwahr-

scheinlichen Entwicklungen 

des Endlagersystems ausge-

hen, sei eine solche Einteilung 

„international üblich“. 

Es sei „erkenntnistheoretisch 

sinnvoll, praktikabel und in-

ternational üblich“, zu einem 

Szenarium jeweils anzugeben, 

wie wahrscheinlich es ist, be-

tonte auch Klaus-Jürgen Röh-

lig, Mitglied des Ausschusses 

Endlagerung radioaktiver Ab-

fälle (EL) der Entsorgungs-

kommission (ESK). Röhlig 

verwies auf die in den Sicher-

heitsanforderungen von 2010 

aufgeführten Anforderungen 

an den einschlusswirksamen 

Gebirgsbereich (ewG), der als 
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Atommüll 
 

Die Anforderungen an die 
Endlagersicherheit beruhen auf 
vier Jahrzehnte alten Risiko-
schätzungen und sollen im 
Wesentlichen beibehalten werden 
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tiefliegende Schicht nicht den 

Veränderungen der oberen 

Erdschichten oder der Bio-

sphäre unterliegen würde. Da-

zu gehöre die Einschlusswirk-

samkeit. Es seien „allenfalls 

geringfügige Freisetzungen 

von Schadstoffen“ aus dem 

ewG zugelassen, sagte Röhlig. 

Entscheidend sei aber die For-

derung, „dass diese Ein-

schlusswirksamkeit über eine 

Million Jahre erhalten wird“. 

Die Anforderungen an den 

ewG seien sehr streng, meinte 

Jörg Mönig, Leiter des Be-

reichs Endlagersicherheitsfor-

schung der Gesellschaft für 

Anlagen- und Reaktorsicher-

heit (GRS) mbH. Die Indika-

torwerte für das Sicherheitsni-

veau lägen ganz deutlich „auf 

der ganz strengen Seite der 

Bandbreite, die international 

angewendet wird“. Die benö-

tigte Überarbeitung der BMU-

Sicherheitsanforderungen soll-

ten seiner Ansicht nach erfol-

gen, „wenn alle noch laufen-

den Projekte im Bereich For-

schung und Entwicklung, bei 

den die prinzipielle Anwend-

barkeit der Sicherheitsanfor-

derungen auf die verschiede-

nen möglichen geologischen 

Situationen in Deutschland 

überprüft wird, abgeschlossen 

und ausgewertet sind“. Zeit-

druck, so Mönig, gebe es 

nicht. „Wir haben die Zeit, um 

das sorgfältig zu machen.“ 

Anne Eckhardt, Geschäftsfüh-

rerin und Projektleiterin bei 

der schweizerischen risicare 

GmbH, sah Änderungsbedarf 

im Geltungsbereich der Si-

cherheitsanforderungen, der 

sich auf die Endlagerung 

wärmeentwickelnder radioak-

tiver Abfälle beschränke. Die 

Ansprüche, so Eckhardt, hät-

ten sich jedoch seit 2010 wei-

terentwickelt. Daher regte sie 

an, den Geltungsbereich für 

Themen wie Rückholbarkeit 

der Abfälle, Monitoring und 

dauerhafte Markierung zu öff-

nen. 

Gerald Kirchner, ehemaliger 

Leiter des Fachbereichs 

„Strahlenschutz und Umwelt“ 

beim Bundesamt für Strahlen-

schutz (BfS), bewertete die 

Indikatorwerte der Sicherheits-

anforderungen als „sehr ambi-

tioniert im internationalen Be-

reich“. Sie stellten sicher, dass 

das radiologische Risiko für 

künftige Generationen „nach 

heutigem Wissensstand vernach-

lässigbar klein bleibt“. 

 

 

 

Kommentar 

Am 30. September 2010 hatte 

das Bundesumweltministeri-

um mit den Ländern über die 

„Sicherheitsanforderungen an 

die Endlagerung wärmeentwi-

ckelnder radioaktiver Abfälle“ 

abschließend beraten. Im Juli 

2009 hatte zuvor der damalige 

Bundesumweltminister Sigmar 

Gabriel (SPD) diese Anforde-

rungen veröffentlicht, kurz vor 

dem Regierungswechsel und 

ohne Beteiligung der Länder. 

Die Autoren blieben anonym. 

Kriterium für die Langzeitsi-

cherheit sollte 2010 nun wei-

terhin ein Zeitraum von einer 

Million Jahre sein und die Be-

hälter müssten über einen 

Zeitraum von 500 Jahren zu-

rückgeholt werden können, 

heißt es. Der bisher erarbeitete 

Stand werde „im Dialog mit 

den Ländern weiterentwickelt“. 

In einer nicht öffentlichen 

Kungelrunde wurden die Si-

cherheitskriterien für ein End-

lager nun genau auf das um-

strittene geplante Endlager in 

Gorleben zugeschnitten, kriti-

sierte Greenpeace damals nach 

einer Analyse des Papiers. 

Auf einer Sondersitzung des 

Länderausschusses für Atom-

energie habe man sich unter 

Ausschluss der Öffentlichkeit 

auf Änderungen der bisheri-

gen Regelungen geeinigt, die 

die Sicherheitsanforderungen 

absenken. In diesem Aus-

schuss saßen nur Vertreter der 

fünf schwarz-gelben Atom-

Bundesländer. Den Vorsitz hat-

te Gerald Hennenhöfer, ehe-

maliger E.ON-Manager und 

ab Dezember 2009 Abtei-

lungsleiter für Reaktorsicher-

heit und Cheflobbyist der 

Atomkonzerne im Bundesum-

weltministerium.2 

In der Fassung aus dem Jahre 

2009 hatte das Bundesum-

weltministerium die Forderung 

deklariert, daß bei dem erwar-

teten Austreten von Radioak-

tivität „für wahrscheinliche 

Entwicklungen das vom End-

lager ausgehende zusätzliche 

Risiko eines Menschen kleiner 

als 10-4 ist, im Laufe seines 

Lebens einen schwerwiegen-

den Gesundheitsschaden (…) 

zu erleiden“. Das heißt, einer 

von 10.000 (1:10.000) darf an 

Krebs erkranken. Und für 

„weniger wahrscheinliche Ent-

wicklungen“ sollte ein Risiko 

bis 10-3 zulässig sein. Das 

heißt, auch bereits einer von 

1.000 (1:1.000) Menschen 

darf Krebs bekommen, wobei 

„das gleichzeitige Auftreten 

mehrerer unabhängiger Fehler 

nicht zu unterstellen“ sei, ga-

ben die Sicherheitsanforde-

rungen des Bundesumweltmi-

nisteriums vor. Diese Krite-

rien sollten als erfüllt gelten, 

hieß es 2009 weiter, wenn 

„aus den am Rande des ein-

schlusswirksamen Gebirgsbe-

reichs freigesetzten radioakti-

ven Stoffmengen für Einzel-

personen der Bevölkerung 

keine effektive Dosis größer 

als 0,1 mSv im Kalenderjahr 

resultieren kann“. Über die 

vorgegebenen 1 Million Jahre 

hinweg ist das eine Gesamt-

dosis von 100 Sievert (Sv).3 

Seit 2010 heißt es stattdessen 

nun in den Sicherheitsanforde-

rungen: „Für die Nachver-

schlussphase ist nachzuwei-

sen, dass für wahrscheinliche 

Entwicklungen durch Freiset-

zung von Radionukliden, die 

aus den eingelagerten radioak-

tiven Abfällen stammen, für 

Einzelpersonen der Bevölke-

rung nur eine zusätzliche ef-

fektive Dosis im Bereich von 

10 Mikrosievert im Jahr auf-

treten kann.“ Das bezeichnen 

                                                  
2 vergl.: Neue Anforderungen für 

Atomendlager, in Strahlentelex 

574-575 v. 2.12.2010,  

www.strahlentelex.de/Stx_10_57

4_S08-09.pdf  
3 0,1 mSv/Jahr·106 Jahre = 100 Sv 

die Autoren der Sicherheitsan-

forderungen in Anlehnung an 

eine Publikation der Internati-

onalen Strahlenschutzkommis-

sion von 2007 (ICRP-Publi-

cation 104) als „triviale Do-

sis“. Und weiter heißt es: „Für 

weniger wahrscheinliche Ent-

wicklungen in der Nachver-

schlussphase ist nachzuwei-

sen, dass die durch Freiset-

zung von Radionukliden, die 

aus den eingelagerten radio-

aktiven Abfällen stammen, 

verursachte zusätzliche effek-

tive Dosis für die dadurch be-

troffenen Menschen 0,1 Milli-

sievert pro Jahr nicht über-

schreitet.“ Dafür geben die 

Autoren der Sicherheitsanfor-

derungen in Anlehnung an die 

ICRP-Publication 81 aus dem 

Jahre 1998 ein Risiko kleiner 

als 10-5 pro Jahr an. Das heißt, 

eine Person von 100.000 soll 

dadurch jährlich an Krebs 

sterben können. 

Verteidigt werden diese Vor-

gaben des Bundesumweltmi-

nisteriums mit der Erklärung, 

diese Indikatorwerte für die 

Nachbetriebsphase lägen er-

heblich niedriger als die in der 

Strahlenschutzverordnung für 

Expositionen der Bevölkerung 

durch den Betrieb kerntechni-

scher Anlagen festgelegten 

Grenzwerte. Und sowohl die 

Anforderung eines Nachweis-

zeitraums von 1 Million Jahre 

als auch die für die Langzeit-

aussagen festgelegten radiolo-

gischen Indikatordosen stell-

ten im internationalen Ver-

gleich hohe Anforderungen 

dar. 

Tatsächlich hatte bis gegen 

Ende des 20. Jahrhunderts die 

Internationale Strahlenschutz-

kommission (ICRP) ein To-

des- oder Schadensrisiko von 

1:100.000 (gleich 10-5) pro 

Jahr für die allgemeine Bevöl-

kerung als noch tolerierbar 

angesehen.4 1990 erhöhte die 

                                                  
4 gem. ICRP Publication 26 

(1977): unter der damaligen An-

nahme, der Risikofaktor betrage 

1% pro Sievert (Sv) = 0,01/Sv 

und es gilt ein Dosisgrenzwert 

von 1 Millisievert (1 mSv) für die 

allgemeine Bevölkerung. 

http://www.strahlentelex.de/Stx_10_574_S08-09.pdf
http://www.strahlentelex.de/Stx_10_574_S08-09.pdf
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ICRP ihre Risikoschätzung 

auf das 4- bis 5-fache und 

2007 auf das 5,5-fache. Sie 

setzte damit Erkenntnisse aus 

den 1970er Jahren um, korri-

gierte jedoch ihre Grenzwert-

empfehlung nicht. Daraus 

folgte ein laut ICRP tolerier-

bares zusätzliches Risiko, an 

Krebs zu sterben, von nun be-

reits 1:20.000 bis 1:18.180 (= 

0,5·10-4 bis 0,55·10-4).5 Seit 

Anfang der 1990er Jahre weiß 

man jedoch bereits, daß das 

Risiko in Wirklichkeit noch 

einmal 5- bis 10-fach höher 

ist.6,7 

Bei der Entwicklung des so-

genannten. 10 Mikrosievert-

(µSv)-Konzepts im Jahr 1998 

wurde dagegen noch von ei-

nem Risikofaktor für Krebs-

sterblichkeit von 0,01 pro Sie-

vert (Sv) ausgegangen. Dies 

entspricht dem Ansatz eines 

Risikos bei einer Strahlendo-

sis von 10 µSv von circa 1 zu 

10 Millionen gemäß der 

Schätzung der ICRP Publica-

tion 26 aus dem Jahre 1977.8 

Nachdem allerdings die ICRP 

im Jahr 2007 den Risikofaktor 

auf das mehr als Fünffache 

auf 0,055 pro Sievert (Sv) für 

                                                  
5 Risikofaktor für die allgemeine 

Bevölkerung, zusätzlich an Krebs 

zu sterben, 5% pro Sv = 0,05/Sv 

und Dosisgrenzwert weiterhin 1 

mSv, gem. ICRP Publication 60 

(1990) bzw. 0,055/Sv (2007). 
6 Lebenszeit-Krebsrisiko 0,23-

0,38/Sv gem. R.H. Nußbaum, W. 

Köhnlein, R.E. Belsey (1991): 

Die neueste Krebsstatistik der Hi-

roshima-Nagasaki-Überlebenden: 

Erhöhtes Strahlenrisiko bei Dosen 

unterhalb 50 cGy (rad) Konse-

quenzen für den Strahlenschutz, 

Med. Klin. 86:99-108. 
7 Lebenszeit-Krebsrisiko 0,17-

0,22/Sv gem. D.A. Pierce, Y. Shi-

mizu, D.L. Preston et al. (RERF 

1996): Studies of the Mortality of 

Atomic Bomb Survivors. Report 

12, Part I. Cancer: 1950-1990. 

Radiat. Res. 146:1-27. 
4-7 zitiert nach W. Köhnlein: Die 

Aktivitäten und Empfehlungen 

der Internationalen Strahlen-

schutzkommission (ICRP); in 

Ges. f. Strahlenschutz (Hrsg.): 

Berichte des Otto Hug Strahlen-

instituts Nr.21-22, 2000, S.5-25. 
8 0,01·10·10-6 = 1:10 Mill. 

die Gesamtbevölkerung ange-

hoben hatte (ICRP 103), wur-

de jedoch das 10 µSv-Konzept 

nicht dem entsprechend auf ein 

2 µSv-Konzept revidiert. 

Nach den Schätzung aus den 

Daten von Hiroshima und Na-

gasaki kommen nicht unmit-

telbar tödlich verlaufende Krebs-

erkrankungen in ähnlicher Grö-

ßenordnung und ein Mehrfa-

ches an Nicht-Krebserkrankun-

gen wie Stoffwechselstörungen 

und Herz-Kreislauf-Erkrankun-

gen hinzu. 

Der vom BMU jetzt vorgege-

bene Dosisgrenzwert von 0,1 

Millisievert pro Jahr für ein 

Endlager bei „weniger wahr-

scheinlichen Entwicklungen“ 

ergibt jetzt gemäß der ICRP-

Kalkulation ein zusätzliches 

zu tolerierendes Krebs-Todes-

risiko von jährlich einem 

Menschen von 181.800.9 Den 

aktuelleren Erkenntnissen zu-

folge wird es dann tatsächlich 

jährlich eher einer von 43.000 

bis einer von 26.000 sein.10 

Betrachtet man zum Beispiel 

den niedersächsischen Land-

kreis Lüchow-Dannenberg mit 

heute rund 50.000 Einwoh-

nern (für ein Atommülllager 

Gorleben), dann bedeutet der 

Dosisgrenzwert des Bundes-

umweltministeriums von 0,1 

Millisievert jährlich, daß der 

künftige vorzeitige Krebstod 

von zusätzlich jährlich 1 bis 2 

Menschen im Landkreis Lü-

chow-Dannenberg toleriert wer-

den soll. Für den Zeitraum ei-

ner Generation (30 Jahre) wä-

ren das dort bereits 35 und 

über die Zeitspanne eines 

Menschenlebens von 80 Jah-

ren 93 zusätzliche Krebstote. 

Über den vorgegebenen Ge-

währleistungszeitraum von ei-

ner Million Jahre hochgerech-

net soll schließlich auch ein 

zusätzlicher Krebstod von 1,2 

Millionen Menschen akzep-

tiert werden.11 

Die Zahl der Menschenopfer 

kann sich leicht weiter erhö-

                                                  
9 1:181.000 = 0,55·10-5 
10 1:43.000 bis 1:26.000 = 0,23-

0,38·10-4 gem. Anm. 6. 
11 50.000:43.000·1 Mill. = 1,2 Mill. 

hen, wenn die betroffenen Re-

gionen größer werden und die 

Zahl der betroffenen Einwoh-

ner zunimmt, was den heuti-

gen negativen Erfahrungen 

beim praktischen Umgang mit 

Atommüll im Lager Asse zu-

folge nicht unwahrscheinlich 

ist. Eine Dosis von 100 Sie-

vert konzentriert auf einmal 

verabreicht  tötet  einen  Men- 

 

Bundesumweltministerin Bar-

bara Hendricks (SPD) hat am 

17. September 2015 zwei ehe-

maligen (Rolf Michel und 

Maria Blettner) und dem am-

tierenden Vorsitzenden der 

SSK (Wolfgang-Ulrich Mül-

ler) Bundesverdienstkreuze 

überreicht, die ihnen der Bun-

despräsident verliehen hat. 

Schon im vorigen Jahr, zum 

40-jährigen Jubiläum des Gre-

miums, hatte Frau Hendricks 

mitgeteilt, dass dieses „nicht 

nur den Ministerien sondern 

auch der ganzen Bevölkerung 

einen großen Dienst“ erwiesen 

habe. Die SSK ist eine Bera-

terkommission des Bundes-

umweltministers, vormals, als 

es einen solchen noch nicht 

gab, des Bundesinnenmini-

sters. Auf Grund ihrer An-

sichten hätte es einen Atom-

ausstieg nie gegeben. 

Die SSK-Meinungen zu den 

drei umfangreichsten Strah-

lendebatten in der Öffentlich-

keit aus den letzten Jahrzehn-

ten lassen sich wie folgt 

kommentieren1, 2, 3 : 

Kindliche Leukämie- und 

andere Krebserkrankungen 

bei aus- und inländischen 

Nuklearanlagen 

Solche waren nach SSK in 

wenigen Fällen zu beobach-

ten. In Deutschland fand die 

sogenannte KiKK-Studie4 so-

gar einen systematischen Zu-

sammenhang zwischen Er-

krankungsrate und Abstand zu 

den Anlagen. Eine Verursa-

chung durch Radioaktivität sei 

aber auszuschließen, meint die 

SSK, weil a) die Dosis nicht 

ausreiche (diese müsse man 

nicht nachprüfen, sie stehe im 

Umweltbericht des Bundes-

umweltministeriums), b) weil 

es auch andernorts Leukämie 

gebe, wo sich kein AKW be-

findet, c) weil es AKWs gebe, 

bei denen keine Leukämie be-

obachtet werde. Die Ursache 

sei derzeit nicht feststellbar, 

man müsse noch weitere For-

schungen über den Entste-

hungsmechanismus anstellen, 

er beruhe jedenfalls auf meh-

reren Faktoren. 

Wenn Leukämie ein multifak-

torielles Geschehen ist, so 

folgt für uns daraus, dass gar 

keine Leukämie entstehen 

würde, wenn man eine Bevöl-

kerung nur bestrahlt, es fehl-

ten ja dann die anderen Fakto-

ren. Die SSK verwechselt hier 

aber offenbar die multifaktori-

elle Erzeugung mit der Mehr-

schritttheorie der intrazellulä-

ren Krebsentwicklung. 

Tschernobylfolgen 

Bezüglich der gesundheitli-

chen Schäden des Tscherno-

bylunfalls schließt sich die 

SSK der Auffassung des 

Strahlenkomitees der Verein-

ten Nationen UNSCEAR an, 

das behauptet , dass in den an-

grenzenden Gebieten und erst 

recht in den weiter entfernt 

liegenden Ländern Westeuro-

schen, 100 Sievert fein dosiert 

und über lange Zeiträume ver-

teilt lässt Millionen Menschen 

vorzeitig sterben. Jede Ver-

dünnung vergrößert das Prob-

lem. Wieviel davon zulässig 

sein soll, darf nicht weiterhin 

in Behördenstuben auf krypto-

genetische Art und Weise aus-

gehandelt werden. 

Th.D.  
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